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Wahl der Abgeordneten des 8. Thu ringer Landtags 
am 1. September 2024

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschla gen

Erste Bekanntmachung des Landeswahlleiters Thu ringen vom  
23. Februar 2024

Nachdem der 1. September 2024 durch die Landesregierung als 
Wahltag bestimmt worden ist, gibt der Landeswahlleiter Folgendes 
bekannt:

I. Landeslisten

1. Wahlvorschlagsrecht

Landeslisten ko nnen gema ß § 29 Absatz 1 Thu ringer Landes-
wahlgesetz (Thu rLWG) nur von Parteien eingereicht werden.

Gema ß § 20 Absatz 2 Thu rLWG ko nnen Parteien, die im Deut-
schen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl 
nicht auf Grund eigener Wahlvorschla ge ununterbrochen ver-
treten waren, als solche eine Landesliste nur einreichen, wenn 
sie spa testens am 3. Juni 2024 bis 18.00 Uhr dem Landes-
wahlleiter ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt 
haben und der Landeswahlausschuss die Parteieigenschaft 
festgestellt hat.

Die Anzeige muss den Namen und die Kurzbezeichnung, unter 
denen die Partei sich an der Wahl beteiligen wird, enthalten und 
von mindestens drei Mitgliedern des Landesvorstands darun-
ter dem Vorsitzenden, der Vorsitzenden, dem Stellvertreter 
oder der Stellvertreterin oder, wenn ein Landesverband nicht 
besteht, von den Vorsta nden der na chstniedrigeren Gebiets-
verba nde, die im Wahlgebiet liegen, perso nlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein.

Die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Par-
teien sowie ein Nachweis u ber die satzungsgema ße Bestellung 
des Vorstandes sind der Anzeige beizufu gen.

2. Einreichen von Landeslisten

Eine Partei kann gema ß § 20 Absatz 5 Thu rLWG im Wahlgebiet
nur eine Landesliste einreichen.

Landeslisten sind mo glichst fru hzeitig, spa testens am 27. Juni
2024 bis 18.00 Uhr schriftlich beim Landeswahlleiter einzu-
reichen. Landeslisten ko nnen gema ß § 20 Absatz 1 Thu rLWG
nur von Parteien eingereicht werden. Sie mu ssen von mindes-
tens drei Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes der
Partei darunter dem Vorsitzenden, der Vorsitzenden, dem Stell-
vertreter oder der Stellvertreterin perso nlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein. Wenn Landesverba nde nicht bestehen,
muss die Landesliste von den Vorsta nden der na chstnied-
rigeren Gebietsverba nde, die im Wahlgebiet liegen, eigenha n-
dig unterzeichnet sein.

Als Bewerber und Bewerberin einer Partei kann in einer Landes-
liste nur benannt werden, wer in einer Mitgliederversammlung
oder in einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversamm-
lung zur Aufstellung der Bewerber einer Landesliste hierzu
gewa hlt worden ist.

Die Wahlen fu r die Vertreterversammlungen du rfen fru hestens
am 27. Februar 2023 stattgefunden haben. Die Wahlen der
Bewerber sind ebenfalls seit dem 27. Februar 2023 mo glich.
Die Bewerber und Bewerberinnen und die Vertreter und Ver-
treterinnen mu ssen nach den Satzungen der Parteien gewa hlt
werden.

In jeder Landesliste soll eine Vertrauensperson und eine stell-
vertretende Vertrauensperson bezeichnet werden. Fehlt diese
Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat,
als Vertrauensperson und diejenige, die als zweite unterzeich-
net hat, als stellvertretende Vertrauensperson.

Landeslisten von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder
in einem Landtag, seit deren letzter Wahl, nicht auf Grund
eigener Wahlvorschla ge ununterbrochen vertreten waren, mu s-
sen außerdem von mindestens 1 000 (eintausend) Wahlberech-
tigten eigenha ndig unterzeichnet sein. Die Wahlberechtigung
der Unterzeichnenden eines Wahlvorschlages muss zum Zeit-
punkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung
der Landesliste nachzuweisen.

Die Unterschriften sind auf amtlichen Formbla ttern, die vom
Landeswahlleiter auf Anforderung kostenfrei geliefert werden,
zu erbringen.
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Die Wahlberechtigten (§ 13 Thu rLWG), die eine Landesliste 
unterstu tzen, mu ssen die Erkla rung auf dem Formblatt per-
so nlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unter-
schrift sind Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und 
Anschrift des oder der Unterzeichnenden anzugeben. Fu r die 
Unterzeichnenden ist auf dem Formblatt oder gesondert eine 
Bescheinigung des Wahlrechts von der Gemeindebeho rde, bei 
der die Unterzeichnenden gemeldet sind, beizufu gen. Geson-
derte Wahlrechtsbescheinigungen sind von der Partei bei Ein-
reichung der Landesliste mit den Unterstu tzungsunterschriften 
zu verbinden. Die Bescheinigungen des Wahlrechts der Unter-
zeichnenden mu ssen bei Einreichung der Landesliste vorliegen; 
sie ko nnen nach Ende der Einreichungsfrist nicht nachgereicht 
werden.

3. Anlagen zur Landesliste

Der Landesliste (Anlage 17 der Thu ringer Landeswahlordnung –
Thu rLWO) sind beizufu gen:

a) die Erkla rungen der vorgeschlagenen Bewerber und Bewer-
berinnen, dass sie ihrer Aufstellung zustimmen und fu r keine
andere Landesliste ihre Zustimmung als Bewerber oder
Bewerberin gegeben haben sowie Mitglied keiner ande-
ren als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei sind
(Anlage 19 der Thu rLWO),

b) die Bescheinigungen der zusta ndigen Gemeindebeho rden,
dass die vorgeschlagenen Bewerber und Bewerberinnen
wa hlbar sind (Anlage 13 der Thu rLWO),

c) sofern erforderlich (vgl. Ziffer 2), mindestens 1 000 Unter-
stu tzungsunterschriften nebst Bescheinigung des Wahl-
rechts der Unterzeichnenden (Anlage 18 der Thu rLWO),

d) eine Ausfertigung der Niederschrift u ber die Beschluss-
fassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der
die Bewerber und Bewerberinnen aufgestellt worden sind
und ihre Reihenfolge auf der Landesliste festgelegt wor-
den ist (Anlage 20 der Thu rLWO), mit der nach § 23 Absatz 6
Thu rLWG vorgeschriebenen Versicherung an Eides Statt
(Anlage 21 der Thu rLWO), wobei sich die Versicherung an
Eides Statt auch darauf zu erstrecken hat, dass die Fest- 
legung der Reihenfolge der Bewerber und Bewerberinnen in
geheimer Abstimmung erfolgt ist.

Die amtlichen Vordrucke fu r die Landesliste und ihre Anlagen wer-
den auf Anforderung vom Landeswahlleiter kostenfrei geliefert.

II. Wahlkreisvorschla ge

1. Wahlvorschlagsrecht

Wahlkreisvorschla ge ko nnen von Parteien und von Wahl-
berechtigten eingereicht werden.

Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag
seit deren letzter Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschla ge
ununterbrochen vertreten waren, ko nnen als solche einen
Wahlkreisvorschlag nur einreichen, wenn sie spa testens am
3. Juni 2024 bis 18.00 Uhr dem Landeswahlleiter ihre Betei-
ligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der Lan-
deswahlausschuss die Parteieigenschaft festgestellt hat.

Die Anzeige muss den Namen und die Kurzbezeichnung, unter 
denen die Partei sich an der Wahl beteiligen wird, enthalten 
und von mindestens drei Mitgliedern des Landesvorstandes, 
darunter dem Vorsitzenden, der Vorsitzenden, dem Stellvertre-
ter oder der Stellvertreterin oder, wenn ein Landesverband nicht 
besteht, von den Vorsta nden des na chstniedrigeren Gebiets-
verbandes, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, perso nlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein.

Die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Par-
tei sowie ein Nachweis u ber die satzungsgema ße Bestellung 
des Vorstandes sind der Anzeige beizufu gen.

2. Einreichen von Wahlkreisvorschla gen

Eine Partei kann gema ß § 20 Absatz 5 Thu rLWG in jedem Wahl-
kreis nur einen Wahlkreisvorschlag einreichen.

Wahlkreisvorschla ge sind mo glichst fru hzeitig, spa testens
jedoch am 27. Juni 2024 bis 18.00 Uhr schriftlich beim Kreis-
wahlleiter oder der Kreiswahlleiterin einzureichen. Der
Wahlkreisvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers oder
einer Bewerberin enthalten. Jeder Bewerber oder jede Bewer-
berin kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Wahl-
kreisvorschlag genannt werden. Als Bewerber oder Bewerberin
kann nur vorgeschlagen werden, wer seine Zustimmung hierzu
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruich.

Als Bewerber oder Bewerberin einer Partei kann in einem Wahl-
kreisvorschlag nur benannt werden, wer in einer Mitgliederver-
sammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers oder in einer
besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung hierzu
gewa hlt worden ist.

Die Wahlen fu r die Vertreterversammlungen du rfen fru hestens
am 27. Februar 2023 stattgefunden haben. Die Wahlen der
Bewerber sind ebenfalls seit dem 27. Februar 2023 mo glich.
Die Bewerber oder Bewerberinnen und die Vertreter und Ver-
treterinnen mu ssen in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln
gewa hlt werden.

Wahlkreisvorschla ge von Parteien mu ssen von mindestens drei
Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes der Partei,
darunter dem Vorsitzenden, der Vorsitzenden, dem Stellver-
treter oder der Stellvertreterin, perso nlich und handschriftlich
unterzeichnet sein. Hat eine Partei im Land keinen Landes-
verband oder keine einheitliche Landesorganisation, so ist der
Wahlkreisvorschlag von den Vorsta nden der na chstniedrigeren
Gebietsverba nde, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, zu
unterzeichnen.

Wahlkreisvorschla ge von Parteien, die im Deutschen Bundes-
tag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund
eigener Wahlvorschla ge ununterbrochen vertreten waren,
mu ssen außerdem von mindestens 250 Wahlberechtigten des
Wahlkreises perso nlich und handschriftlich unterzeichnet sein.
Die Wahlberechtigung der Unterzeichnenden eines Wahlvor-
schlages muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben
sein und ist bei Einreichung des Wahlkreisvorschlags nachzu-
weisen.

Andere Wahlkreisvorschla ge mu ssen gema ß § 22 Absatz 3
Thu rLWG ebenfalls von mindestens 250 Wahlberechtigten des
Wahlkreises perso nlich und handschriftlich unterzeichnet sein,
wobei drei Unterzeichnende des Wahlvorschlags ihre Unter-
schriften auf dem Wahlkreisvorschlag selbst zu leisten haben
(§ 32 Absatz 3 Thu rLWO).

Wahlkreisvorschla ge von Parteien mu ssen den Namen der ein-
reichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, andere Wahlkreisvorschla ge ein Kennwort 
enthalten.

In jedem Wahlkreisvorschlag sollen eine Vertrauensperson und 
eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnet werden. 
Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste unter-
zeichnet hat, als Vertrauensperson und diejenige, die als zweite 
unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrauensperson.

Muss ein Wahlkreisvorschlag von mindestens 250 Wahl-
berechtigten (nach § 13 Thu rLWG) unterzeichnet sein, so sind 
die Unterschriften, sofern sie nicht auf dem Wahlvorschlag 
selbst zu leisten sind, auf amtlichen Formbla ttern, die vom 
Kreiswahlleiter oder der Kreiswahlleiterin auf Anforderung 
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kostenfrei geliefert werden, zu erbringen. Bei der Anforderung 
sind Familienname, Vornamen und Anschrift des vorzuschla-
genden Bewerbers oder der vorzuschlagenden Bewerberin 
anzugeben. Als Bezeichnung des Tra gers des Wahlvorschlags 
sind außerdem bei Parteien deren Namen und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen Wahl-
kreisvorschla gen deren Kennwort anzugeben. Parteien haben 
ferner die Aufstellung des Bewerbers oder der Bewerberin in 
einer Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen Ver-
treterversammlung nach § 23 Thu rLWG zu besta tigen.

Die Wahlberechtigten (nach § 13 Thu rLWG), die einen Wahl-
kreisvorschlag unterstu tzen, mu ssen die Erkla rung auf dem 
Formblatt perso nlich und handschriftlich unterzeichnen; neben 
der Unterschrift sind Familienname, Vornamen, Geburtsdatum 
und Anschrift der Unterzeichnenden anzugeben.

Fu r die Unterzeichnenden ist auf dem Formblatt oder geson-
dert eine Bescheinigung des Wahlrechts von der Gemeinde-
beho rde, bei der die Unterzeichnenden im Wa hlerverzeichnis 
eingetragen ist, beizufu gen. Gesonderte Wahlrechtsbescheini-
gungen sind vom Tra ger des Wahlvorschlags bei Einreichung 
des Wahlkreisvorschlags mit den Unterstu tzungsunterschriften 
zu verbinden. Die Bescheinigungen des Wahlrechts der Unter-
zeichnenden mu ssen bei Einreichung des Wahlkreisvorschlags 
vorliegen; sie ko nnen nach Ende der Einreichungsfrist nicht 
nachgereicht werden.

3. Anlagen zum Wahlkreisvorschlag

Dem Wahlkreisvorschlag (Anlage 9 der Thu rLWO) sind beizu-
fu gen:

a) die Erkla rung des vorgeschlagenen Bewerbers oder der
vorgeschlagenen Bewerberin, dass er oder sie seiner oder
ihrer Aufstellung zustimmt und fu r keinen anderen Wahlkreis
seine oder ihre Zustimmung zur Benennung als Bewerber
oder Bewerberin gegeben hat sowie Mitglied keiner ande-
ren als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei sind
(Anlage 12 der Thu rLWO),

b) die Bescheinigung der zusta ndigen Gemeindebeho rde,
dass der vorgeschlagene Bewerber oder die vorgeschla-
gene Bewerberin wa hlbar ist (Anlage 13 der Thu rLWO),

c) sofern erforderlich (vgl. Ziffer 2), mindestens 250 Unterstu t-
zungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts
der Unterzeichnenden (Anlage 11 der Thu rLWO),

d) bei Wahlkreisvorschla gen von Parteien eine Ausfertigung
der Niederschrift u ber die Beschlussfassung der Mitglieder- 

oder Vertreterversammlung, in der der Bewerber oder die 
Bewerberin aufgestellt worden ist (Anlage 14 der Thu rLWO), 
im Falle eines Einspruchs nach § 23 Absatz 4 Thu rLWG auch 
eine Ausfertigung der Niederschrift u ber die wiederholte 
Abstimmung, mit der nach § 23 Absatz 6 Thu rLWG vor-
geschriebenen Versicherung an Eides Statt (Anlage 15 der 
Thu rLWO).

Die amtlichen Vordrucke fu r den Wahlkreisvorschlag und die 
Anlagen werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter oder der 
Kreiswahlleiterin kostenfrei geliefert.

III. Gesetzliche Grundlage

Gesetzliche Grundlage fu r die Durchfu hrung der Landtagswahl
ist das Thu ringer Wahlgesetz fu r den Landtag vom 9. November
1993 (GVBl. S. 657), neugefasst durch Neubekanntmachung
vom 30. Juli 2012 (GVBl. S. 309), zuletzt gea ndert durch Gesetz
vom 9. Februar 2023 (GVBl. S. 27). Des Weiteren ndet die Thu -
ringer Landeswahlordnung (Thu rLWO) vom 12. Juli 1994 (GVBl.
S. 817), zuletzt gea ndert durch Verordnung vom 7. Juli 2021
(GVBl. S. 317) Anwendung. Bei A nderungen der Rechtsgrund-
lagen nach dieser Bekanntmachung werden die entsprechend
gea nderten Gesetzesgrundlagen obligat.

IV. Anschrift des Landeswahlleiters

Die Anschrift des Landeswahlleiters Thu ringen lautet:

Landeswahlleiter Thu ringen
Europaplatz 3
99091 Erfurt

Telefonnummer: 0361 / 573319100
Telefax: 0361 / 573319691

Dr. Holger Poppenha ger
Landeswahlleiter Thu ringen

Landeswahlleiter
Erfurt, 27.02.2024
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